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Kranken-
versicherung 

- keine staatliche Ein-
heitsversicherung 
- leitungsfähige PKV als 
Voll- und Zusatzversicher-
ung 
- stärkere Zusammenarbeit 
zwischen GKV und PKV 
beim Angebot von Wahl- 
und Zusatzleistungen 
- Weiterentwicklung der 
GKV auch im Hinblick auf 
Generationengerechtigkeit 
- erforderliche Kurskorrek-
turen beim Risikostruktur-
ausgleich 
- Steuerfinanzierung ver-
sicherungsfremder Lei-
stungen 
- mehr Transparenz und 
echte Wahlfreiheit für Ver-
sicherte 
- Weiterentwicklung von 
Bonus-Modellen und Wahl- 
und Selbstbehalttarifen 
(Ziel: Stärkung von Eigen-
verantwortung, Prävention 
und Gesundheitsförderung) 
 

- Abschaffung Gesundheits-
fonds 
- Stärkung Wettbewerb: 
Beitragsautonomie Kran-
kenkassen, Beibehaltung 
PKV 
- Privat vor Staat: Sicher-
stellung Grundversorgung 
ohne Risikozuschläge, fi-
nanzielle Unterstützung aus 
Steuer-Transfer-System  
- leistungsgerechtes Prä-
miensystem (kein Lohn-
bezug der Beiträge, kein 
Umlageverfahren) 
- Kapitaldeckung 
- Pflicht zur Versicherung 
(Grundsicherung) 
- Kontrahierungszwang der 
Versicherer 
- über Grundsicherung hi-
nausgehende freiwillige 
Versicherung möglich 
- jede Generation soll Ge-
sundheitskosten über die 
gesamte Lebenszeit selbst 
tragen (Kapitaldeckung) 
- Krankenversicherung für 
Kinder aus Steuermitteln 
finanzieren 
- Selbstbeteiligung ja 
- Praxisgebühr nein  
- Kostenerstattungsprinzip 

- Bürgerversicherung 
- Versicherungspflicht für 
alle  
- alle Einkommen einbe-
ziehen 
- Steueranteil für GKV er-
höhen 
- Morbi-RSA weiterent-
wickeln 
- PKV in den RSA einbe-
ziehen 
- Beitrag paritätisch von AN 
und AG getragen (inkl. 
Sonderbeitrag) 
 
 

- Bürgerversicherung   
- Einbeziehung weiterer 
Einkommensarten (Frei-
grenzen) 
- Anhebung Beitragsbe-
messungsgrenze 
- Garantie der notwendigen 
und angemessenen med. 
Versorgung unabhängig 
vom Geldbeutel 
- Zugang zu gesundheit-
licher Versorgung unab-
hängig von sozio-demogra-
phischen Eigenschaften 
verbessern (Abschaffung 
Praxisgebühr und Medika-
mentenzuschlag) 

- Bürgerversicherung  
- alle Berufsgruppen und 
Einkommensarten in die 
Finanzierung einbeziehen 
- Beitragsbemessungsgren-
ze aufheben 
- Unbeschränkter Zugang 
für alle 
- Abschaffung Zuzahlungen 
und Praxisgebühr 
- Sonderbeitrag für Versi-
cherte abschaffen 
- GKV-Leistungskatalog am 
medizinischen Bedarf aus-
richten 
 

heldst
Textfeld
Anlage zum DKG-Rundschreiben Nr. 236/2009 vom 10.07.2009
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- Festzuschuss, Mehr-
kostenregelung (Über-
nahme der Kosten, die die 
Krankenkasse bei erstat-
tungsfähiger Therapie 
übernommen hätte) 

Med. Versor-
gung und 
Qualitäts-
sicherung 

- MVZ: Zulassung nur unter 
bestimmten Voraussetzun-
gen = Träger nur Ärzte oder 
Krankenhäuser  
- Weiterentwicklung Inte-
grierter Versorgung  
- Sektorengrenzen durch-
lässiger machen 
- mehr Möglichkeiten für 
passgenaue und einzelver-
tragliche Regelungen 
- Sicherung der wohnortna-
hen Versorgung besonders 
im ländlichen Raum 
- Struktur niedergelassener 
Ärzte und Gesundheits-
dienstleister  neben statio-
närer Krankenversorgung 
bewahren 
- Regionalität statt Zen-
tralismus 
- Erhalt kollektivvertrag-
licher Regelung zur Sicher-
stellung der medizinischen 
Versorgung im ländlichen 
Raum 
- besondere Qualitätsanfor-
derungen für hausarzt-
zentrierte Versorgung 

- freie Arzt- und Leistungs-
erbringerwahl 
- Freiberuflichkeit 
- Ablehnung Staatsmedizin; 
gegen staatliches und zent-
ralistisches Ge-
sundheitswesen 
- „nahtlose Behandlung“ 
über versch. Therapeuten 
und Institutionen hinweg 
- Wettbewerb sowohl auf 
Ebene der Versicherer als 
auch der Leistungserbringer 
(Ziel: Kostensenkung) 
- Public-Private-Partnership 
(PPP): Chancen  zur Ver-
besserung des Gesund-
heitssystems und der Ge-
sundheitsinfrastruktur nut-
zen 
 

- Sicherung freie Arztwahl 
- Kollektiv- und Einzel-
verträge gewährleisten 
zusammen ausreichende 
flächendeckende Ver-
sorgung  
- Ausbau der Kosten-
Nutzen-Bewertung neuer 
Medikamente und Thera-
pien (Beitrag zur Wirtschaft-
lichkeit des Gesund-
heitswesens) 
- Integrierte Versorgung 
ausbauen und ihre Finan-
zierung sicherstellen 
 
 

- Überwindung der Sekto-
rengrenzen 
- Ausbau Integrierter Ver-
sorgung 
- Förderung der Zusam-
menarbeit von Ärzten, Apo-
thekern, Krankenhäusern 
und anderen Gesundheits-
berufen  
- Verbesserung wohnort-
naher Versorgung und Be-
treuung chronisch kranker 
Menschen 
- Patienten müssen zu 
Taktgebern im Ge-
sundheitswesen werden: 
Evaluation und Offenlegung 
guter und schlechter Quali-
tät (als Entscheidungs-
grundlage) bzgl. Kranken-
haus, Wohn- und Pflege-
einrichtung, -dienst und Arzt 
- Kostentransparenz (quar-
talsweise Abrechnung) 
- mehr Wettbewerb zw. 
Kassen in einheitlichem 
Wettbewerbsrahmen 
- mehr Qualitätswettbewerb 
zw. Leistungserbringern 

- Sicherung bedarfsgerech-
ter, wohnortnaher Versor-
gung 
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- palliativmedizinische Ver-
sorgung weiter ausbauen 
und fördern 

- Gleichberechtigter Stellen-
wert von Naturheilverfahren 
und komplementärmedizi-
nischen Angeboten  

Kranken-
häuser 
  

- freie Krankenhauswahl 
- Grundlage für ordnungs-
politischen Rahmen ist ge-
schaffen, Weiterentwicklung 
im Hinblick auf regionale 
Besonderheiten  
- bestehende Krankenhaus-
finanzierung hat sich be-
währt, Ablehnung Bundes-
basisfallwert 
- Erhalt des Rechtes der 
Länder, zwischen Förder-
ung durch Investitions-
pauschalen und Einzel-
förderung zu entscheiden 

- Leistungsgerechte Vergü-
tung nach transparenten 
Kriterien 
- Palliativmedizin: im Kran-
kenhaus durch tagesbasier-
te Finanzierung absichern 
 

- Öffnung Krankenhäuser 
für ambulante Versorgung 
- gleiche Vergütung für 
gleiche Leistung (unab-
hängig davon, ob im KH 
oder ambulant erbracht)  
- Stärkung Zusammenarbeit 
ambulant tätiger Ärzte mit 
Krankenhäusern und Pfle-
geeinrichtungen 
- Integrierte Versorgung 
ausbauen und ihre Finan-
zierung sicherstellen 

- Überwindung der Grenzen 
zwischen ambulanter und 
stationärer Versorgung 
sowie Reha und Pflege 

- Privatisierung der Kran-
kenhäuser stoppen bzw. 
rückgängig machen 
- staatl. Krankenhauspla-
nung und -finanzierung 
erhalten 
- Polikliniken  

Niedergelas-
sene Ärzte 

- Ablehnung Staatsmedizin; 
insbes. Selbstverwaltung 
der Ärzte soll die Mög-
lichkeit gegeben werden, 
sich wieder als echte Inter-
essenvertretung ihrer Mit-
glieder zu etablieren 
- Erhalt eines breiten Spek-
trums an freiberuflichen 
niedergelassenen Fachärz-
ten  
 
 
 
 

- Stärkung der Freiberuf-
lichkeit 

- Wohnortnahe ärztliche 
Versorgung 
- Einheitliche Gebühren-
ordnung für ambulante 
med. Versorgung 
- Ausbau und Finanzierung 
Versorgung Chroniker 
(EBM) 

- Stärkung hausarztzentrier-
ter Versorgung 
- Zugang zu fachärztlicher 
Behandlung nicht durch 
sachfremde Anreize block-
ieren 
 

- Stationäre Versorgung 
von Heimbewohnern ver-
bessern 
- Gemeindeschwestern 
- Landarztsitze 



Übersicht Regierungsprogramm der Parteien 2009 - 2013 

Stand 30.06.2009 4 

 CDU/CSU FDP SPD Bündis 90/Die Grünen Die Linke 
- Leistungsgerechte, quali-
tätsorientierte, regionale 
Besonderheiten Rechnung 
tragende Vergütung: feste 
Euro-Preise  
- Erforderliche Kurskorrek-
turen bei ärztlichem Hono-
rarsystem  

Arzneimittel - gesetzlichen Rahmen für 
Rabattverträge überarbei-
ten im Interesse von Wett-
bewerbs- und Verbraucher-
freundlichkeit 
- Prüfung der z. T. gegen-
läufigen Instrumentarien zur 
Preisfindung und -festsetz-
ung 
- Eigentümer geführte Apo-
theken 
- strikte Grenzen für den 
Versandhandel von Arznei-
mitteln 

  - Positivliste für Medika-
mente 
- Zulassung an Kosten-
Nutzen-Bewertung gebun-
den 

- Positivliste für Arzneimittel 
 

Prävention 
und Gesund-
heitsförder-
ung 

- Stärkung von Prävention 
und Gesundheitsförderung 
- keine zentralistische Steu-
erung, sondern klare Regel-
ungen der Zuständigkeiten 
und Finanzierung nach 
subsidiären Prinzipien 
- Stärkung der Kooperation 
zw. gesellschaftlichen Ak-
teuren auf kommunaler und 
regionaler Ebene 

- zielgruppenorientierte, 
umfassende Aufklärung, 
bes. für Kinder und sozial 
Benachteiligte 
- hierzu klare Aufgaben- 
und Finanzverantwortung 
zw. Bund, Ländern und 
Kommunen sowie den 
Krankenkassen und den 
gesundheitspolitischen Lei-
stungsträgern, Ärzten, 
Zahnärzten, Psycho-
therapeuten 

- Stärkung (Primär-) Prä-
vention 
 

- Stärkung von Prävention 
und Gesundheitsförderung 
- dabei besondere Berück-
sichtigung sozial  
Benachteiligter 
- „von Anfang an“: in Kin-
dertagesstätten, Schulen 
etc. 
- Finanzierung in Präven-
tionsgesetz sichergestellt 
 
 

- Gesundheitsförderung, 
Präventionsgesetz 
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- Finanzierung durch Sozi-
alversicherungen, Private 
Krankenkassen und öffent-
liche Hand 

Patienten-
orientierung 

- Stärkung unabhängiger 
Patientenberatung, Patien-
tenschutzgesetz 

 - Ausbau: für Patienten ver-
ständliche Informationen 
- Patientenrechte: Gesetz 
(Fehlervermeidung, Risiko-
management, Schadenre-
gulierung) 
- unabhängige Patienten-
beratungsstellen mit dauer-
haft sicherer finanzieller 
Grundlage 

 - Patientenrechte stärken 
 

sonstiges - Gesundheitsforschung ist 
wichtig: Innovationen stei-
gern Lebensqualität im Alter 
und sichern Finanzierbar-
keit des Gesundheits-
systems 
 

- Telematik und eGK, nur 
unter der Voraussetzung 
hoher Datenschutz-
standards 
- Aufklärung und Motivation 
zu Organspendeausweisen 
- Verbesserung der Struk-
turen in Krankenhäusern, 
damit Organe ggf. auch 
transplantiert werden kön-
nen 

- stärkere Zusammenarbeit 
ärztlicher und nicht-ärzt-
licher medizinischer Berufe 
- Entlastung der Ärzte von 
bürokratischen Aufgaben 
durch spezialisierte Assis-
tenzkräfte 

- Ausbildungsumlage für 
Kranken- und Pflegeaus-
bildung  
- geschlechterspezifische 
Gesundheits- und Pharma-
forschung 
 

- Pflegenotstand beseitigen 
 

 




